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Sicherungsmassnahme imJugendstrafrecht?
Gewaltbereite jugendliche Straftäter sollten bis zum 25. Altersjahr
eingesperrt werden können
VonDaniel Jositsch undNathalie Lohri
Im schweizerischen Jugendstrafrecht steht
nicht die Straftat im Vordergrund, sondern
die Persönlichkeit des Täters. Dem Schutz
der Öffentlichkeit hingegen wird nur ge-
ringe Bedeutung zugemessen. Die beiden
Autoren schlagen vor, für gewaltbereite
Jugendstraftäter mit hoher Rückfallgefahr
eine neue Sicherungsmassnahme bis
maximal zum 25. Altersjahr einzuführen.
Schutz und Erziehung sind die wegleitenden Prin-
zipien des Jugendstrafrechts. Die Straftat eines
Jugendlichen wird als Anlass verstanden, sich mit
einem Jugendlichen zu befassen und abzuklären,
welcher Handlungsbedarf vorliegt beziehungs-
weise mit welchen Sanktionen er zu einem in Zu-
kunft straffreien Leben motiviert werde kann.
Angeordnet werden können Schutzmassnahmen
und/oder Strafen. Alle Schutzmassnahmen sind
therapeutischer oder erzieherischer Natur. Nach
aufsteigender Eingriffsstärke lassen sich die
Schutzmassnahmen in folgende Reihenfolge glie-
dern: Aufsicht, persönliche Betreuung, ambulan-
te Behandlung und Unterbringung. Zeigt sich bei
der Abklärung der Persönlichkeit des Täters und
seiner Lebensumstände, dass er erzieherischer
beziehungsweise therapeutischer Hilfe bedarf, so
muss eine Schutzmassnahme angeordnet werden.
Die Schutzmassnahmen werden zeitlich unbe-
grenzt angeordnet, müssen aber spätestens mit
Vollendung des 22. Altersjahres des Jugendlichen
beendet beziehungsweise abgebrochen werden.
Entfalten sie keine erzieherische oder therapeuti-
sche Wirkung mehr, so müssen sie schon früher
abgebrochen werden.
Die Strafen im Jugendstrafrecht
Als Strafen sieht das Jugendstrafrecht den Ver-
weis, die persönliche Leistung, die Busse und den
Freiheitsentzug vor. Busse und Freiheitsentzug
können bei unter 15-jährigen Tätern nicht ange-
ordnet werden. Die maximale Dauer der persön-
lichen Leistung beträgt bei unter 15-Jährigen
zehn Tage, ab dem vollendeten 15. Altersjahr drei
Monate. Der längstmögliche Freiheitsentzug be-
trägt bei 15-Jährigen ein Jahr und bei zur Tatzeit
16-jährigen oder älteren Tätern, die ein schwer-
wiegendes Verbrechen begangen haben, vier Jah-
re. Damit eine Strafe verhängt werden kann, muss
der Jugendliche schuldhaft gehandelt haben, das
heisst, er muss fähig sein, das Unrecht seiner Tat
einzusehen und nach dieser Einsicht zu handeln.
Liegen sowohl die Voraussetzungen zur An-
ordnung einer Strafe wie auch einer Schutzmass-
nahme vor, so müssen wegen des Dualismus im
Jugendstrafrecht beide Sanktionen gleichzeitig
angeordnet werden. Vollzogen werden sie meist
nacheinander, wobei der Vollzug der einen Sank-
tion den Vollzug der anderen Sanktion teilweise
oder vollständig ersetzen kann. Grundsätzlich
gehen die Schutzmassnahmen vor, und Strafen
werden nur vollzogen, wenn eine Schutzmass-
nahme erfolglos abgebrochen werden muss oder
keine Massnahmebedürftigkeit (mehr) besteht.
Strafen sind im Verhältnis zu den zeitlich nicht
im Voraus begrenzten Schutzmassnahmen von
relativ geringer Dauer. Damit eine Schutzmass-
nahme eine positive Wirkung entfalten kann,
muss der Jugendliche wenigstens eine minimale
Kooperationsbereitschaft mitbringen. Verweigert
der Jugendliche jegliche Mitarbeit, muss die
Massnahme unter Umständen schon nach kurzer
Zeit abgebrochen werden, und anstelle der straf-
rechtlichen können nur noch vormundschaftliche
Massnahmen angeordnet werden. Nach Abbruch
der strafrechtlichen Massnahme muss eine Strafe
beziehungsweise Reststrafe vollzogen werden.
Diese Strafe beziehungsweise Reststrafe wird
aber regelmässig von relativ kurzer Dauer sein.
Zum einen deshalb, weil das Jugendstrafrecht in
einigen Fällen keine langjährigen Strafen vor-
sieht – bei unter 15-jährigen Jugendlichen beträgt
die Maximalstrafe wie erwähnt zehn Tage per-
sönliche Leistung –, zum anderen, weil die mit
einer (gescheiterten) Schutzmassnahme verbun-
dene Freiheitsbeschränkung auf den Strafvollzug
anzurechnen ist.
Zu korrektem Verhalten motivieren
Zwar wird der Jugendliche auch bei Vollzug einer
Strafe, insbesondere eines Freiheitsentzugs, erzie-
herisch beziehungsweise therapeutisch betreut
und auf seine soziale Eingliederung vorbereitet,
doch reicht die meist kurze Dauer des Straf- be-
ziehungsweise Reststrafvollzugs häufig nicht aus,
um den Jugendlichen zu einem korrekten Verhal-
ten zu motivieren und die Öffentlichkeit ausrei-
chend zu schützen. Zudem entfällt im dualisti-
schen System mit Anrechnung der Massnahme
die erzieherische Wirkung eines drohenden Frei-
heitsentzuges, wenn die Dauer der Massnahme
annähernd der Dauer des drohenden Freiheits-
entzuges entspricht.
Therapien brauchen Zeit
Die zwingende Beendigung aller Schutzmassnah-
men bei Vollendung des 22. Altersjahres des
Jugendlichen ist insbesondere problematisch,
wenn eine Schutzmassnahme allein deshalb abge-
brochen werden muss, weil die Altersgrenze er-
reicht wurde, obwohl der Täter nach wie vor stark
rückfallgefährdet ist. Gerade bei Tätern, die ein
schwerwiegendes Verbrechen begangen haben,
wäre eine mehrjährige therapeutische Behand-
lung oft notwendig. Die starre Altersobergrenze
verunmöglicht dies jedoch in einigen Fällen, be-
sonders bei Tätern, die kurz vor ihrem achtzehn-
ten Geburtstag eine schwere Straftat begehen.
Bei schweren Verbrechen von Jugendlichen
ertönt vielfach der Ruf nach härteren Sanktio-
nen. Eine Erhöhung der Strafobergrenze des
Freiheitsentzugs unter Beibehaltung der über-
wiegend therapeutischen beziehungsweise erzie-
herischen Ausrichtung der Schutzmassnahmen
kann aber die oben geschilderten Probleme
nicht vollumfänglich lösen. Zur Problemlösung
könnte vielmehr eine sich direkt am Sicherheits-
bedürfnis der Öffentlichkeit orientierende, neu
zu schaffende Massnahme beitragen. Dies wäre
eine Sicherungsmassnahme im Sinne einer zeit-
lich über das 22. Altersjahr bis maximal zum
25. Altersjahr dauernden Unterbringung, bei der
es nicht primär um die Erziehung beziehungs-
weise Behandlung des Jugendlichen, sondern um
die Sicherheit der Öffentlichkeit vor gewalt-
bereiten Jugendstraftätern mit hohem Rück-
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fallrisiko geht.
Sicherungsmassnahme als letztes Mittel
Natürlich ist auch der Vollzug einer solchen
Sicherungsmassnahme auf die Bedürfnisse ju-
gendlicher Straftäter auszurichten. Ausserdem
soll je nach Entwicklung des Täters der Wechsel
zurück in eine erzieherische oder therapeutische
Massnahme möglich sein oder angestrebt werden,
was bedeutet, dass auch im Rahmen einer solchen
Sicherungsmassnahme erzieherisch oder thera-
peutisch auf den Jugendlichen eingewirkt werden
kann. Eine solche Massnahme ist als letztes Mittel
nur anzuordnen, wenn die anderen Massnahmen
von vornherein keinen Erfolg versprechen. Sie
soll mit dem Ziel eingesetzt werden, die Grund-
lage für eine andere Massnahme zu schaffen.
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